
iw-dienst  Informationen aus dem
Institut der deutschen Wirtschaft Köln
www.iwkoeln.de

ISSN 0344-919X G 4120

Arbeitsmarkt. Der Bedarf an Ingenieuren in Deutschland ist ausgesprochen 
hoch. Noch kaschieren hohe Absolventenzahlen und qualifizierte Zuwanderer 
die gröbsten Engpässe, doch der demografische Wandel wird auch die Ingeni-
eurzunft treffen. Wenn sich das Studienverhalten und die Konjunktur nicht 
verändern, dürften bis zum Jahr 2029 etwa 250.000 Ingenieure fehlen.

Dumm nur, dass uns die Ingenieure 
gerade ausgehen. Denn immer mehr 
von ihnen scheiden aus dem Er-
werbsleben aus (Grafik):

In diesem Jahr gehen bundesweit 
41.400 Ingenieure in den Ruhestand, 
im Jahr 2029 werden es 53.000 sein.

Insgesamt müssen bis 2029 rund 
700.000 Ingenieure ersetzt werden 
– das sind mehr als 40 Prozent des 
Ingenieurbestands. Dabei ist bereits 
berücksichtigt, dass die Erwerbsbe-
teiligung aufgrund der Rente mit 67 
grundsätzlich steigen wird – also 
auch ältere Ingenieure künftig länger 
berufstätig bleiben.

Der Bedarf an Ingenieuren wird 
aber nicht nur dadurch bestimmt, 
dass ältere Ingenieure in den Ruhe-
stand wechseln und deren Stellen 
neu besetzt werden müssen – hinzu 
kommen langfristige Trends, welche 
die Nachfrage zusätzlich anheizen: 
Volkswirtschaftliches Wachstum, die 
fortschreitende Digitalisierung und 
auch die Forschungs- und Wissens
intensivierung der Gesellschaft tra-
gen dazu bei, dass die Arbeitsmarkt-
nachfrage nach Ingenieuren beson-
ders groß ist.

Seit dem Jahr 2005 ist die Zahl der 
erwerbstätigen Ingenieure in Deutsch-
land pro Jahr im Schnitt um 42.700 
Personen gestiegen.

Wer als Ingenieur auf dem Ar-
beitsmarkt unterkommen will, 
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Sie entwickeln selbstfahrende Au-
tos, vernetzen Fabriken und realisie-
ren Offshore-Windparks: Ingeni-
eure. Die Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft hängt maßgeblich von 
diesem Berufsstand ab – womöglich 
in einem Ausmaß wie nie zuvor. 
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Quellen: Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, IW-Berechnungen 

Immer mehr Ingenieure gehen in Rente
So viele Ingenieure scheiden aus dem Erwerbsleben aus
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der Ab- und Zuwanderung ausgebil-
deter Ingenieure, der Erwerbsbetei-
ligung älterer Ingenieure und dem 
tatsächlichen Bedarf. Schreibt man 
den Status quo fort, sieht es jeden-
falls ziemlich düster aus (Grafik):

Im Basisszenario sinkt das Ingeni-
eurangebot bereits im kommenden 
Jahr – bis 2029 dürften dann etwa 
248.000 Ingenieure fehlen.

Auch wenn die Konjunktur lah-
men sollte, dadurch der Bedarf an 
Ingenieuren massiv sinkt und es zu-
gleich deutlich mehr Ingenieurabsol-
venten gibt, bleibt eine Lücke: Sogar 
in diesem Extremszenario übertrifft 
die Nachfrage das Angebot an Inge-
nieuren Jahr für Jahr – bis 2029 
würden dem Arbeitsmarkt insge-
samt 84.000 Fachkräfte dieser Fach-
richtung fehlen.

Um dieses Loch – unabhängig 
davon, wie groß es letzten Endes 
wirklich ausfällt – zu stopfen, ist in 
puncto Ingenieurausbildung und 
-gewinnung Folgendes wichtig:

•	 Der Anteil der Studenten, die ei-
nen Abschluss in den Ingenieurwis-
senschaften machen, muss steigen 
– und zwar ohne Einbußen in der 
Qualität der Ausbildung.

•	 Ohne Einwanderer lässt sich der 
Ingenieurmangel nicht beheben. 
Deutschland braucht zum einen 
mehr Studenten aus dem Ausland, 
die hier ein Ingenieurstudium auf-
nehmen und nach dem Examen auch 
zum Bleiben motiviert werden. Zum 
anderen müssen vermehrt und dau-
erhaft bereits fertig ausgebildete In-
genieure zuwandern.

Ursache dafür waren Sonderef-
fekte wie die Aussetzung der Wehr-
pflicht und doppelte Abiturienten-
jahrgänge in einer Reihe westdeut-
scher Bundesländer.

Dass der Run auf die Ingenieur-
wissenschaften nicht von Dauer ist, 
zeigen allerdings die Studienanfän-
gerzahlen für 2014, wo sich bereits 
10.000 junge Leute weniger für diese 
Fächer eingeschrieben haben als 
2011. Dieser Rückgang dürfte sich 
aufgrund der weiter sinkenden Schü-
ler- und Studentenzahlen verstärken.

Wie dramatisch der Ingenieureng-
pass tatsächlich ausfallen wird, 
hängt von mehreren Faktoren ab: 
den Anfängerzahlen und Absol-
ventenquoten innerhalb der Ingeni-
eurwissenschaften, der Entwicklung 

muss mindestens einen Bachelor
abschluss in den Ingenieurwissen-
schaften vorweisen. Das hiesige In-
genieurangebot setzt sich folglich 
zusammen aus den Hochschulabsol-
venten, die in Deutschland ihren 
Abschluss gemacht haben und hier 
bleiben, und den aus dem Ausland 
zugewanderten Ingenieuren.

Auch wenn es heute schon zu 
wenige Ingenieure gibt, ist die Lage 
aktuell noch vergleichsweise ent-
spannt: In diesem Jahr schließen 
nämlich besonders viele Nachwuchs-
kräfte ihr Bachelorstudium ab:

Im Jahr 2011 hatten in der Bun-
desrepublik annähernd 117.000 Stu-
denten ein ingenieurwissenschaft-
liches Studium aufgenommen – ein 
Rekord.
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16Basisszenario/Extremszenario. Im Vergleich zum Status quo bedeutet dies: Die fächerübergreifende Studienanfängerprognose 
der Kultusministerkonferenz wird erfüllt/übertroffen, der Ingenieuranteil an allen Studenten im ersten Hochschulsemester bleibt 
konstant/steigt, ein gleicher/höherer Anteil der Ingenieurstudenten erreicht den Abschluss, es wandern genauso viele/mehr 
Ingenieure mit einem im Ausland erworbenen Abschluss zu, ein gleichbleibender/sinkender Anteil der in Deutschland ausgebildeten
ausländischen Ingenieure verlässt das Land nach dem Abschluss wieder, die Erwerbsbeteiligung älterer 
Ingenieure steigt/bleibt gleich und in der gesamten Volkswirtschaft werden genauso viele/weniger 
Ingenieure zusätzlich benötigt wie bislang; Quellen: Statistisches Bundesamt, Forschungs-
datenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, IW-Berechnungen 

Ingenieure auf dem Arbeitsmarkt
Angebot an Ingenieuren
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Wie sich der Ingenieurarbeitsmarkt in den  
nächsten Jahren entwickelt, zeigt das  
gemeinsam vom Verein Deutscher Ingenieure 
(VDI) mit dem Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln entwickelte Prognosetool, das 
abrufbar ist unter: 
vdi.de/szenariotool 



Solidarität auf dem Prüfstand

Krankenversicherung. Das Prinzip 
der Solidarität gehört zu den wesent-
lichen Merkmalen der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Doch weil die 
Bevölkerung altert, ist es fraglich, in-
wieweit dieses Prinzip im bestehenden 
System auf Dauer gewährleistet bleibt. 
Reformpläne müssen diesen Aspekt 
berücksichtigen.

In den vergangenen Jahren wurde 
viel über die Zukunft der gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV) 
diskutiert – meist ging es dabei um 
Gesundheitsprämie versus Bürger-
versicherung. Gerne betonen die 
jeweiligen Verfechter, ihr Konzept 
sei besonders solidarisch – ohne den 
Begriff allerdings zu konkretisieren. 
Doch die verschiedenen Facetten des 
Solidaritätsprinzips in der GKV sind 
zu beachten, um sinnvolle Reformen 
entwickeln zu können:

•	 Schadensausgleich. Zunächst gibt 
es in der GKV eine Umverteilung 
von Gesunden zu Kranken. Dieser 
finanzielle Ausgleich findet aller-
dings in jeder Versicherung statt.

•	 Risikoausgleich. Die Beiträge zur 
GKV sind unabhängig von den 
Krankheitsrisiken der Versicherten. 
In diesem Sinne sind gesündere Ver-
sicherte solidarisch, weil sie nicht 
weniger bezahlen als etwa jene, die 
aufgrund einer chronischen Erkran-
kung mehr Leistungen benötigen.

Weil ältere Menschen typischer-
weise häufiger und schwerer erkran-
ken, bewirkt das GKV-System zu-
gleich eine Umverteilung zwischen 
den Jahrgängen. Die Jungen zeigen 
sich solidarisch mit den Älteren und 
werden dafür später von der nach-
folgenden Generation unterstützt.

•	 Sozialer Ausgleich. Die Beiträge 
zur GKV hängen von der Lohn- und 
Rentenhöhe ab, sodass von leis
tungsfähigen zu einkommensschwa-
chen Mitgliedern umverteilt wird. 
Erneut bringt dies insgesamt auch 
eine Umschichtung von Jung zu Alt 
mit sich, weil die Renten in der Regel 
niedriger sind als die Gehälter.

Diese Solidarität zwischen den 
Generationen wird nun aber durch 
den demografischen Wandel infrage 
gestellt. Dass es künftig mehr ältere 
und weniger jüngere Versicherte 
gibt, hat Folgen (Grafik):

Selbst ohne Kostenerhöhungen 
steigen die Ausgaben der GKV auf-
grund der Bevölkerungsalterung bis 
2040 um bis zu 12 Prozent.

Danach dürften die Gesamtaus-
gaben zwar sinken, denn es wird 
immer weniger Köpfe geben. Der 
Anteil älterer Mitbürger nimmt je-
doch weiter zu. Die Konsequenz:

Die durchschnittlichen Leistungs-
ausgaben je Versicherten werden von 
zuletzt jährlich etwa 2.900 Euro bis 
2050 um gut ein Fünftel wachsen.

Das heißt aber auch, dass die je-
weils jüngeren Versicherten lebens-
lang mehr in das System einzahlen 
müssen als die älteren. Das gefährdet 
die Zustimmung der folgenden Ge-
nerationen zum bisherigen Solidari-
tätsprinzip in der GKV. Um dieses 
Prinzip zu erhalten, sind daher Ele-
mente der Kapitaldeckung in die 
GKV zu integrieren, sodass künftig 
jede Generation stärker selbst für 
ihre altersabhängig steigenden Ge-
sundheitsausgaben vorsorgt.
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Simulation auf Basis der aktuellen altersabhängigen Verteilung der Leistungsausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung und der mittleren 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, ohne Kosten-
steigerungen und medizinisch-technischen Fortschritt
Ursprungsdaten: Bundesministerium für Gesundheit, Bundesversicherungsamt, Statistisches Bundesamt

Krankenversicherung:
Pro-Kopf-Ausgaben steigen weiter
Leistungsausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung, 2012 = 100

2012 2020 2030 2040 2050 2060

100 100 104 105 107 109 109 112 106 111
99 106

100 100 106 106 112 111 119 118 123 121 123 121

Szenario mit niedriger Zuwanderung Szenario mit hoher Zuwanderung

Durchschnittliche Ausgaben je Versicherten

Ausgaben insgesamt

aus IW-Trends 1/2015
          Susanna Kochskämper, 
Jochen Pimpertz: Soziale Sicherung – 
Welche Umverteilungseffekte deckt das 
Solidaritätsprinzip in der GKV ab?

iwkoeln.de/gkv



Vor allem Akademiker füllen den 
Staatssäckel. Deshalb ist es erfreu-
lich, dass sich der Anteil der entspre-
chend ausgebildeten Neuzuwande-
rer nach IW-Berechnungen zwischen 
2000 und 2012 von 16 auf 31 Prozent 
erhöht hat. Viele Migranten sind 
überdies in gut bezahlten Fach- und 
Führungspositionen tätig (Grafik 
Seite 5 oben).

Es lohnt sich besonders, junge 
Leute zum Studium nach Deutsch-
land zu locken. Etwa jeder Zweite 
bleibt nach dem Abschluss hier und 
sucht sich eine Arbeit – zahlt also 
dann deutlich mehr Steuern, als sei-
ne Ausbildung kostet. Überdies hat 
bereits das Herkunftsland die Schul-
bildung finanziert, was den deut-
schen Steuerzahler entlastet.

Insofern sollte die Zuwanderung 
über die Hochschulen forciert wer-
den. Voraussetzung ist indes, dass 
den deutschen Hochschulen die Mit-
tel nicht gekürzt werden. Nur so 
finden auch künftig Zuwanderer ein 
attraktives Hochschulangebot vor.

Die aktuell guten Zuwanderungs-
zahlen täuschen über ein Problem 
hinweg – den demografischen Wan-
del in den Herkunftsländern (Grafik 
Seite 5 unten). Denn wie in Deutsch-
land geht auch in Polen, Rumänien, 
Ungarn, Bulgarien und Italien der 
Anteil der jungen Leute an der Ge-
samtbevölkerung zurück.

Daher sollten Zuwanderer auch 
aus Regionen gewonnen werden, die 
ein hohes Qualifikationsniveau und 
ein hohes Bevölkerungswachstum 
haben. Das ist in Süd- und Südost
asien der Fall. Dort sind viele junge 
Menschen hochqualifiziert, und der 
Anteil der 10- bis 24-Jährigen an der 

dungsferne Bevölkerungsschichten 
für eine Ausbildung zu gewinnen.

Doch nur mithilfe von Zuwande-
rern lassen sich die Engpässe deut-
lich reduzieren, wie IW-Berech-
nungen für den Zeitraum bis zum 
Jahr 2030 belegen. Vorteilhaft ist 
dabei, dass jeder zehnte Erwachsene, 
der jüngst nach Deutschland kam, 
ein MINT-Fach (Mathematik, In-
formatik, Naturwissenschaften oder 
Technik) studiert hat – und damit 
einer Berufsgruppe angehört, die 
gesucht wird.

Und weil Zuwanderer die Fach-
kräftereihen auffüllen, schieben sie 
auch das Wachstum hierzulande an:

Laut Wirtschafts-Sachverstän-
digenrat erhöht sich die Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts dau-
erhaft um bis zu 0,4 Prozentpunkte, 
wenn die jährliche Zuwanderung um 
100.000 Personen gesteigert werden 
kann.

Die Logik dahinter: Firmen kön-
nen bessere Produkte entwickeln 
und mehr Aufträge annehmen, wenn 
sie genügend Personal haben.

Ebenfalls ein Segen ist Zuwande-
rung für den Staatshaushalt. Sind 
Zuwanderer so qualifiziert wie die 
Gesamtbevölkerung, entlastet eine 
um jährlich 200.000 Personen hö-
here Zuwanderung die öffentliche 
Hand laut Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung um ungefähr 
350 Euro pro Einwohner und Jahr.

Zuwanderung. Viele junge Leute kommen derzeit aus EU-Ländern nach 
Deutschland, die selbst vor einer demografischen Herausforderung stehen. 
Deshalb sollte verstärkt in Drittstaaten für die Bundesrepublik als Einwande-
rungsland geworben werden. Das ist dann besonders wirkungsvoll, wenn 
administrative Hürden für Menschen, die hier einen Job suchen, gesenkt wer-
den. Ein Einwanderungsgesetz könnte dabei hilfreich sein.

Deutschland hat sich für Zuwan-
derer zu einem wahren Magneten 
entwickelt (Grafik). Dabei ist der 
jüngste Zustrom nicht zuletzt auf 
Sondereffekte zurückzuführen. So 
besteht inzwischen die volle Freizü-
gigkeit für EU-Zuwanderer aus Mit-
tel- und Osteuropa. Hinzu kommt, 
dass die hohe Arbeitslosigkeit in 
Südeuropa immer mehr junge Leute 
veranlasst hat, sich in Deutschland 
nach einem Job umzusehen.

Die neuerliche Zuwanderungswel-
le kam indes zum rechten Zeitpunkt. 
Denn aktuell fehlen bereits beruflich 
und akademisch ausgebildete Fach-
kräfte, vor allem im Bereich Technik 
und im Gesundheitswesen. Diese 
Engpässe lassen sich zwar etwas ver-
ringern, wenn es gelingt, Ältere und 
Frauen noch stärker als bisher in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren und bil-
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Quelle: Statistisches
Bundesamt

Deutschland:
Mehr Kommen als Gehen
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Viele Einwanderungsländer steu­
ern solch eine angebotsorientierte 
Zuwanderung über ein Punktesys­
tem und maximale Zulassungsquo­
ten. Dies könnte auch Deutschland 
helfen, die Folgen des demogra­
fischen Wandels abzufedern.

Ferner sollten die Potenziale der 
in der Bundesrepublik lebenden 
Flüchtlinge deutlich besser und sys­
tematischer erfasst und genutzt wer­
den. Nach Angaben der Bundes­
agentur hat etwa jeder fünfte Asyl­
bewerber einen Hochschulabschluss; 
etwa jeder dritte bringt einen Ab­
schluss mit, der dem deutscher Fach­
arbeiter entspricht.

von denen es in jedem Kreis mindes­
tens eine gibt. Dies führt dazu, dass 
sich die zuständigen Mitarbeiter 
häufig vorwiegend mit anderen Mi­
grationsproblemen befassen und 
wenig Expertise im Umgang mit der 
Fachkräftezuwanderung haben.

Mit einer Reform des Einwande­
rungsrechts könnte man nicht nur 
solche Schwierigkeiten in den Griff 
bekommen, sondern noch an einer 
anderen Stellschraube nachjustieren:

Hochqualifizierten, die besonders 
gut nach Deutschland passen, sollte 
der Zuzug auch ohne konkretes qua-
lifikationsadäquates Stellenangebot 
ermöglicht werden.

Gesamtbevölkerung ist fast doppelt 
so hoch wie in Deutschland.

Allerdings gibt es hier ein Pro­
blem: Junge Inder etwa zieht es vor 
allem in jene Staaten, in die schon 
ihre Vorfahren ausgewandert sind. 
Deutschland muss sich folglich be­
sonders anstrengen, um sich als Ein­
wanderungsland zu positionieren.

Das aber ist durchaus machbar: 
Die vom IW Köln betreute Internet­
plattform „Make it in Germany“, die 
für Jobs in Deutschland wirbt, hat 
in Indien bereits erste Erfolge erzielt:

Seit dem vierten Quartal 2012 ist 
die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten Deutschen in 
akademischen MINT-Berufen nur um 
3 Prozent gestiegen – die Beschäfti-
gung von eingewanderten Indern hin-
gegen um 19 Prozent.

Einer stärkeren Zuwanderung aus 
Drittstaaten stehen indes auch ad­
ministrative Hürden im Wege. So 
können Visa-Verfahren sehr viel Zeit 
in Anspruch nehmen. Ein weiteres 
Problem besteht in der kleinteiligen 
Struktur der Ausländerbehörden, 
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Stand: 2012; nur Personen im Alter bis 65 Jahre 
Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus, IW-Berechnungen

Migranten in Top-Jobs
So viel Prozent der Erwerbstätigen mit einem Hochschulabschluss sind

Akademiker
mit ausländischem
Studienabschluss

 Akademiker mit auslän-
 dischem Schul- und deut-
schem Studienabschluss

Zum Vergleich: Akademiker
 mit deutschem Schul-
und Studienabschluss

in Fach- und Führungspositionen tätig Männer Frauen
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Quellen: Vereinte Nationen, IW-Berechnungen

Junges Afrika –
altes Europa
So viel Prozent der Bevölkerung
waren 2013 im Alter
zwischen 10 und 24 Jahren
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Länder, aus denen die meisten Zuwanderer
nach Deutschland kommen



ihres Unternehmens leisten. In drei 
von zehn Betrieben erwirtschaften 
sie sogar Nettoerträge, sie bringen 
also mehr ein, als sie kosten – das 
gilt vor allem für die Landwirtschaft 
und das Handwerk.

Zum anderen zeigt sich aber auch, 
dass der Anstieg der Lohnnebenkos­
ten voll auf die Ausbildungskosten 
durchschlägt – laut Statistischem 
Bundesamt ist dieser Kostenblock in 
Deutschland zwischen 2007 und 
2012 um fast 13 Prozent gestiegen.

In der Diskussion um den ver­
meintlichen Rückgang der Quote der 
Ausbildungsbetriebe muss das – ne­
ben den Themen Demografie und 
Run auf die Hochschulen – berück­
sichtigt werden. Schließlich ist die 
wichtige Investition in die Ausbil­
dung gerade für kleine Firmen oft 
eine große finanzielle Herausforde­
rung, die nicht durch zusätzliche 
Kosten erschwert werden darf.

Die Ergebnisse der BIBB-Unter­
suchung zeigen aber auch, dass sich 
die Nettokosten der Ausbildung 
stark unterscheiden – sie variieren je 
nach Betriebsgröße und Berufsgrup­
pe um mehrere Tausend Euro pro 
Kopf und Jahr (Grafik).

Dabei fällt auf, dass größere Un­
ternehmen durchschnittlich höhere 
Nettokosten haben als kleinere Be­
triebe – und das, obwohl die Auszu­
bildenden in diesen Unternehmen 
auch höhere Erträge erzielen.

Dieser Effekt ist unter anderem 
darauf zurückzuführen, dass es in 
größeren Unternehmen mehr besser 
bezahlte technische Ausbildungs-
berufe gibt als in kleineren Betrie­
ben. Zudem gewähren größere Un­
ternehmen ihren Auszubildenden 

Die Nettokosten ergeben sich, 
wenn man von den Bruttokosten 
jene Erträge abzieht, die von den 
Auszubildenden erwirtschaftet wer­
den. Im Durchschnitt sind das rund 
12.500 Euro im Jahr. Das heißt:

Unter dem Strich kostet ein Aus-
zubildender die Unternehmen knapp 
5.400 Euro pro Jahr – bei einer drei-
jährigen Ausbildung sind das also 
16.200 Euro.

Im Vergleich zur letzten Kosten-
Nutzen-Erhebung aus dem Jahr 
2007 haben sich die Nettokosten 
inflationsbereinigt um annähernd 
500 Euro erhöht. Der Grund dafür 
liegt im Anstieg der Bruttokosten, 
während die Erträge nahezu kons­
tant geblieben sind. 

Diese Zahlen zeigen zweierlei: 
Zum einen, dass viele Auszubildende 
schon während ihrer Ausbildung 
einen Beitrag zur Wertschöpfung 

Berufliche Bildung. Ein Auszubildender kostet einen Betrieb je nach Berufs-
gruppe bis zu 9.000 Euro netto im Jahr. Das Geld ist jedoch sinnvoll angelegt, 
schließlich profitieren die Unternehmen von gut ausgebildeten Fachkräften – 
und müssen sie nicht teuer auf dem externen Arbeitsmarkt suchen.

Das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BIBB) hat sich in seiner jüngs­
ten Kosten-Nutzen-Erhebung damit 
beschäftigt, wie viel Geld die Unter­
nehmen in Deutschland für die Aus­
bildung junger Menschen ausgeben. 
Die Ergebnisse für das Ausbildungs­
jahr 2012/2013:

Die Bruttokosten für einen Aus­
zubildenden liegen bei durchschnitt­
lich 17.900 Euro pro Jahr. Etwas 
mehr als 60 Prozent davon entfallen 
auf die Personalkosten für den Aus­
zubildenden, also auf die Ausbil­
dungsvergütung sowie gesetzliche, 
tarifliche und freiwillige Sozialleis­
tungen. Ein weiteres Viertel sind 
Personalkosten der Ausbilder. Der 
Rest entfällt auf Anlage- und Sach­
kosten wie Lehrwerkstätten und 
sonstige Kosten wie beispielsweise 
für Schutzkleidung, Kammerge­
bühren und Ähnliches. 
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Stand: 2013; Bruttokosten: vor allem Personal- und Sachkosten sowie Sozialleistungen; Erträge: von den 
Auszubildenden erwirtschaftete Erträge; Ursprungsdaten: Bundesinstitut für Berufsbildung

Wie viel die Berufsausbildung kostet
Jährliche Nettokosten (Bruttokosten minus Erträge)
pro Auszubildenden in Euro

... bis zu 9

5.104

... 10 bis 49

4.254

... 50 bis 499

5.391

... 500 und mehr

7.354

Kaufmännische
Berufe

Gewerbliche
Berufe

Technische
Berufe

4.257

3.522

8.939

Berufsgruppen

Betriebe mit ... Beschäftigten



knapp zwei Drittel sehen gesell-
schaftliche Beweggründe als (sehr) 
wichtiges Motiv für ihr Ausbildungs-
engagement. 

Weniger eindeutig sind die Grün-
de dafür, warum Unternehmen nicht 
ausbilden. Während 39 Prozent an-
geben, in absehbarer Zeit keinen 
Bedarf an entsprechenden Fachkräf-
ten zu haben, ist für fast genauso 
viele – 37 Prozent – der Mangel an 
geeigneten Bewerbern ein (sehr) 
wichtiger Grund gegen ein eigenes 
Ausbildungsangebot.

Ein Fünftel der Unternehmen 
gibt an, dass aufgrund ihrer hohen 
Spezialisierung nicht alle Ausbil-
dungsinhalte angeboten werden 
können. Jeweils fast genauso viele 
sagen, schlechte Erfahrungen mit 
Auszubildenden gemacht zu haben, 
oder sie bemängeln, dass Auszubil-
dende aufgrund ihrer Berufsschul-
pflichten zu selten im Betrieb sind.

statt auf dem externen Arbeitsmarkt 
nach Fachkräften zu suchen: 

Die Besetzung einer Stelle kostet 
die Unternehmen durchschnittlich 
rund 8.700 Euro – dazu zählen alle 
Kosten vom Bewerbungsverfahren bis 
zur Einarbeitung. 

Das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung hat die Unternehmen schließ-
lich auch gefragt, warum sie über-
haupt ausbilden – oder warum nicht. 
Ganz oben auf der Pro-Liste steht 
ein bekanntes Argument (Grafik): 

Für gut 80 Prozent der ausbilden-
den Unternehmen ist die Qualifizie-
rung von Fachkräften, die langfristig 
im Betrieb eingesetzt werden können, 
ein (sehr) wichtiger Grund für ihr 
Engagement.

Allerdings erzählt diese rein wirt-
schaftlich geprägte Antwort nur die 
halbe Geschichte: Für gut vier von 
zehn Unternehmen gehört die Aus-
bildung zur Tradition, und sogar 

häufig auch mehr freiwillige Sozial-
leistungen.

Auch die Anlage- und Sachkosten 
sind in größeren Unternehmen in 
aller Regel höher, zum Beispiel weil 
sie im Gegensatz zu kleineren Betrie-
ben eigene Lehrwerkstätten unter-
halten.

Dass insbesondere technische Be-
rufe mit hohen Nettokosten von 
durchschnittlich rund 8.900 Euro 
pro Kopf und Jahr verbunden sind, 
hat neben der vergleichsweise hö-
heren Vergütung einen weiteren 
Grund: In diesen Berufen sind oft 
längere Einweisungszeiten an teuren 
Maschinen nötig, bis die Auszubil-
denden produktiv arbeiten können.

In den gewerblichen und den 
kaufmännischen Berufen fällt die 
Differenz zwischen Kosten und Er-
trägen mit 3.500 bis 4.300 Euro deut-
lich geringer aus.

Doch trotz der teilweise hohen 
Kosten rechnet sich die Ausbildung 
junger Leute für die Unternehmen 
aus mehreren Gründen. Zum einen 
können sie ihren Nachwuchs ganz 
gezielt auf den Einsatz im eigenen 
Unternehmen vorbereiten – schon 
während der Ausbildung lernen die 
Facharbeiter von morgen die be-
triebsspezifischen Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, die sie an ihrem Ar-
beitsplatz benötigen. Zum anderen 
bietet die Ausbildung den Unterneh-
men die Möglichkeit, sich ein umfas-
sendes Bild von ihren zukünftigen 
Fachkräften zu machen.

Nicht zu unterschätzen sind aber 
auch jene Kosten, die die Unterneh-
men einsparen können, wenn sie ihre 
Auszubildenden nach erfolgreichem 
Abschluss weiterbeschäftigen, an-
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Stand: 2013
Quelle: Bundesinstitut für 
Berufsbildung

Ausbilden oder nicht ausbilden?
in Prozent der Unternehmen (Mehrfachnennungen)

(Sehr) wichtige Gründe für die 
Ausbildung im eigenen Unternehmen

Um Fachkräfte zu quali-
fizieren, die langfristig im 
Betrieb eingesetzt werden 
sollen

Da die Ausbildung eine 
Gemeinschaftsaufgabe 
der Wirtschaft und somit 
eine Leistung für die 
Gesellschaft ist

Um Auszubildende bereits 
während der Ausbildung 
als Arbeitskräfte 
einzusetzen

Weil Ausbildung zur 
Tradition gehört

Um Rekrutierungs- und 
Einarbeitungskosten für 
externe Fachkräfte 
einzusparen

(Sehr) wichtige Gründe gegen die
Ausbildung im eigenen Unternehmen

Es besteht absehbar 
kein Bedarf an 
entsprechenden 
Fachkräften

Es gibt keine 
qualifizierten 
Bewerber/-innen

Der Betrieb ist zu 
spezialisiert und kann 
nicht alle Ausbildungs-
inhalte vermitteln

Auszubildende sind 
während der Ausbildung 
zu wenig im Betrieb

Es gab schlechte
Erfahrungen mit
Auszubildenden

Ausgebildete verlassen 
später oft den Betrieb

83

63

41

41

36

18

19

19

22

37

39



Arbeitslosigkeit. Viel Grund zur Freu-
de gab es auf dem europäischen Ar-
beitsmarkt in den vergangenen Jahren 
nicht. Frauen hatten allerdings schon 
einen: Sie haben sich besser gegen die 
Arbeitslosigkeit behauptet als Männer.

Auf den ersten Blick ist der Ge­
schlechterunterschied bei der Ar­
beitslosigkeit nicht zu erkennen:

Im Februar 2015 waren im EU-
Schnitt 9,7 Prozent der Männer ar-
beitslos und 10,0 Prozent der Frauen.

Zwischen den einzelnen Mit­
gliedsländern liegen jedoch teilweise 
Welten. In den südeuropäischen 
Staaten mit ihren ohnehin großen 
Arbeitsmarktsorgen ist die Arbeits­
losenquote der Frauen noch höher 
als jene der Männer, allen voran in 
Griechenland und Spanien. Dage­
gen sind Frauen in Ländern mit 
niedriger Arbeitslosigkeit tendenzi­
ell seltener auf Jobsuche als Männer, 
das gilt zum Beispiel für Deutsch­
land, Österreich und Großbritan­

nien. Das uneinheitliche Bild hat 
zwar viel mit den lokalen Besonder­
heiten der Arbeitsmärkte und mit 
kulturellen Traditionen zu tun. Eins 
ist jedoch fast überall gleich:

In nahezu allen EU-Ländern hat 
sich das Verhältnis der geschlechter-
spezifischen Arbeitslosenquoten seit 
Beginn der Wirtschaftskrise 2009 
zugunsten der Frauen verbessert.

In Griechenland etwa war die 
Quote der Frauen im Jahr 2005 zwei­
einhalb Mal so hoch wie die der 
Männer, heute liegt der Unterschied 
nur noch bei einem Viertel. In Frank­
reich überstieg die Frauenquote die 
Männerquote 2001 um die Hälfte, 
zuletzt war Madame dagegen sogar 
seltener arbeitslos als Monsieur.

Dass die Frauen in Europa ihre 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt im 
Vergleich zu den Männern seit der 
Krise verbessert haben, hängt vor 
allem mit ihrer Jobwahl zusammen. 
Viele arbeiten in Dienstleistungs­
branchen wie dem Gesundheits- und 
Erziehungswesen, die von wirt­
schaftlichen Schwankungen kaum 
berührt werden. Männer dagegen 
sind oft in der stark konjunkturab­
hängigen Industrie tätig.

Das hat sich übrigens auch auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt be­
merkbar gemacht – obwohl in der 
Krise kaum Arbeitsplätze abgebaut 
wurden. Der Strukturwandel be­

günstigte jedoch die Frauen: Auf der 
einen Seite gingen in der Industrie 
von 2001 bis 2014 jeweils gut 300.000 
Arbeitsplätze für Männer und 
Frauen verloren. Auf der anderen 
Seite entstanden 1,3 Millionen neue 
Jobs im Gesundheits- und Sozial­
wesen – und gut 900.000 davon wur­
den mit Frauen besetzt. Im Erzie­
hungswesen hat sich die Zahl der 
Arbeitnehmerinnen um 130.000 er­
höht, während die der Arbeitnehmer 
sogar leicht gesunken ist. Unterm 
Strich haben Frauen 80 Prozent aller 
zwischen 2001 und 2013 entstande­
nen Arbeitsplätze besetzt.
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Gewinnerinnen 
auf dem Arbeitsmarkt
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Arbeitslose in Europa:
Der Geschlechtervergleich
Arbeitslosenquote in Prozent

Frauen Männer

Länder, in denen die Arbeitslosenquote 
der Frauen niedriger ist als die der Männer
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